4. Initiative zur Anderung des Energiegesetzes
Antrag der Redaktionskommission vom 11. Dezember 2019
Vorlage 5402b

Ratsprasident Roman Schmid: Am 16. Dezember 2019 hat die KEVU (Kommis-
sion fur Energie, Verkehr und Umwelt) Rickkommen beantragt. Sie will eine
Ubergangsbestimmung einfiigen. Am 23. Juni dieses Jahres haben Ann Barbara
Franzen, Niederweningen, und Mitunterzeichnende Rickkommensantrége zu Pa-
ragraf 9 und zur Einfiigung einer Ubergangsbestimmung eingereicht. Der Antrag
zu Paragraf 9 wird gesamthaft dem Kommissionsantrag gegentbergestellt. Sollte
einer der Antrage eine Mehrheit finden, bedarf diese Anderung eine weitere,
zweite Redaktionslesung. Diese wirde etwa in vier Wochen, das heisst nach den
Sommerferien stattfinden. Uber Teil A der Vorlage wiirde ebenfalls nach der drit-
ten Lesung befunden.

Ich schlage Ihnen vor, gleich hier Uber das Rickkommen beider Antrage abzu-
stimmen. Fir ein Rickkommen bendtigen wir 20 Stimmen. Wer gemass den An-
tragen KEVU und Franzen auf die Anderungen zuriickkommen will, mége sich
vom Sitz erheben.

Ratsprasident Roman Schmid: Das Présidium stellt fest, dass Gber 20 Stimmen
zusammengekommen sind. Wir haben Riickkommen beschlossen.

Sonja Rueff-Frenkel (FDP, Ziirich), Prasidentin der Redaktionskommission: Die
Redaktionskommission hat diese Vorlage gepriift. Der Kantonsratspréasident hat
die Vergangenheit dieser EI Zurrer (Hans Zirrer) vorher kurz zusammengefasst.
Die Redaktionskommission hat eigentlich nur folgende Anderungen vorgenom-
men: Nebst den fehlenden Ubergangsbestimmungen, die wir bei der KEVU in
Auftrag gegeben haben, haben wir die Vorlage in die formell korrekte Form ge-
bracht, indem nun steht: «Abweisung der Einzelinitiative und Zustimmung zum
Gegenvorschlag mit Ubergangsbestimmungen». Besten Dank.

Ratsprasident Roman Schmid: Ich beantrage Ihnen, die Redaktionslesung para-
grafenweise durchzufihren.

Detailberatung
Titel und Ingress

Keine Bemerkungen; genehmigt.
I. Das Energiegesetz vom 19. Juni 1983 wird wie folgt geandert:
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Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Ich spreche zu Paragraf 9 des
Energiegesetzes und zu den Ubergangsbestimmungen.

Die EI Zurrer, tber die wir hier in der zweiten Lesung befinden, ist eines jener
Geschéfte, die noch aus der letzten Legislatur stammen. Ich gebe hier darum
nochmals einen kurzen Riickblick: Eingereicht am 4. Februar 2016 Hans Zdrrer,
am 20 Mai 2016 vom Kantonsrat Giberwiesen, wollte Hans Zirrer eine Anderung
des Energiegesetzes bewirken. So sollte im Paragraf 9 bei neuen Gebauden und
Gebé&udegruppen mit zentraler Warmeversorgung eine individuelle Abrechnung
des Warmeverbrauchs fur Heizung und Warmwasser, statt wie bisher bei fiinf,
neu bereits ab drei Nutzeinheiten gemacht werden mussen. Daflr sollten die Ein-
heiten mit Geraten zur Erfassung des individuellen W&rmeverbrauchs ausgerdistet
werden; diese Forderung wollte er auch auf bestehende Gebé&ude Ubertragen ha-
ben. Gemass geltendem Recht werden bestehende Gebdude nur nachgeristet,
wenn es zu einer Gesamtsanierung kommt.

In der KEVU war die Initiative im Schnelldurchlauf beraten worden; Unsicher-
heiten bezilglich des VVollzugs oder aber der technischen und finanziellen Auswir-
kungen auf den bestehenden Gebdudepark und der wahrscheinlichen Konsequen-
zen fur Mietwohnungen, sprich Mietzinserh6hungen wurden zwar angeschnitten,
aber nicht vollig ausdiskutiert. Ganzlich vergessen gingen die Ublichen Uber-
gangsfristen bei einer solchen Gesetzesanpassung. In der Debatte tiber die a-Vor-
lage, welche sowohl vom Regierungsrat wie von der KEVU-Mehrheit abgelehnt
worden war, zeigte sich in den eben erwahnten Punkten die eigentliche Brisanz
des Anliegens — trotz der Anerkennung in Bezug auf das Potenzial der EI Zrrer
zur Senkung des CO,-Ausstosses. Eine knappe Mehrheit im Kantonsrat wollte der
El aber dennoch zustimmen. An die KEVU erging dann der Auftrag, die Frage
der Ubergangsfristen zu prifen.

Die Haltung der FDP ist klar: Das Thema der verbrauchsabhangigen Warmekos-
tenabrechnung fur Heizung und Wasser ist fur uns Freisinnige sowohl aus 6kono-
mischer und 6kologischer Sicht interessant. Verursacherprinzip, Kostenwahrheit
und auch Eigenverantwortung sind fir uns wichtig. So stellen wir auch fest, dass
die verbrauchsabhéngige Warmekostenabrechnung bei Neubauten seit L&ngerem
als State-of-the-Art bekannt und vor allem auch bewéhrt ist. Da sind Regelungen
nicht nur ab fiinf, sondern auch unter finf Nutzeinheiten die Norm. Ebenso stehen
wir einer entsprechenden Abrechnungspflicht bei der Gesamterneuerung des Hei-
zungs- und Warmwassersystems positiv gegenuber; das ist sinnvoll und verhalt-
nisméssig, aber eben bei der Gesamterneuerung. Schwierig — fur Eigentimer wie
fir Mieterinnen und Mieter — ist hingegen die unkonditionierte Veranderung der
Nachristungspflicht im bestehenden Geb&audepark.

Aus den skizzierten Uberlegungen, die auch die Frage der fehlenden Ubergangs-
fristen und die formal richtige Form eines Gegenvorschlags aufnehmen, haben
wir einen weiteren Antrag, der nicht in der KEVU beraten wurde, ausgearbeitet,
und zwar zusammen mit anderen Fraktionen, allen voran mit den Griinen. Dieser
Antrag referenziert bereits auch die in der Zwischenzeit bekannte Vorlage 5614,
Anderung des Energiegesetzes, Umsetzung der MuKEnN 2014 (Mustervorschriften



der Kantone im Energiebereich), welche unter anderem eine Anderung von Para-
graf 9 bereits beantragt. Wir verlangen heute in unserem Antrag zusammen mit
den Mitunterzeichnenden aus CVP, GLP, SP, EVP und den Griinen eine Ver-
scharfung in Paragraf 9 Absatz 1, wonach neue Gebdude mit zentraler Warmever-
sorgung bereits ab mindestens zwei, statt wie in der EI Zirrer gefordert ab drei,
und statt wie heute ab flnf Nutzeinheiten mit Geraten zur Erfassung des indivi-
duellen Verbrauchs fiir Warmwasser ausgestattet werden. Auf eine Pflicht zur Er-
fassung der Heizwdrme hingegen wird in unserem Antrag verzichtet. Dies ge-
schieht in Anlehnung an die VVorlage 5614, welche dies als Standard der MuKEn
2014 bereits beantragt. Wie der Regierungsrat in der Weisung schreibt, wird mit
der MuKEnN 2014 fiir Neubauten einen sehr tiefen Heizwarmebedarf verlangt. Da-
her waren nur noch geringe Kosten fir die Heizwarme individuell Gberhaupt zu
verteilen. Eine Massnahme, die damit praktisch keine Lenkung bewirken kann.
Ich zitiere weiter aus der Weisung des Regierungsrates zur Vorlage 5614: «Dazu
kommt, dass das Messen solch kleiner Mengen bei den heute Gblichen Vorlauf-
temperaturen technisch anspruchsvoll ist. Auf die Verpflichtung zur Messung der
Heizwarme wird deshalb verzichtet.» Damit soll flir Neubauten beziiglich Heiz-
wérme keine Abrechnungspflicht mehr bestehen.

Bei bestehenden Gebduden und Gebaudegruppen ist die Ausristung von indivi-
dueller Wérmekostenabrechnung weiterhin an eine Gesamterneuerung geknipft,
wie dies der Regierungsrat ebenfalls in der Vorlage 5614 beantragt. Die Anderung
tritt verzogert nach einer Ubergangsfrist von drei Jahren in Kraft, auch eine Ver-
scharfung gegentber dem Antrag der KEVU.

Mit dem neuen Antrag, der hinter den Kulissen ausgearbeitet worden war, schla-
gen wir dem Kantonsrat einen echten Klima-Deal in einem wichtigen, wiederkeh-
renden Teil des Gebaudebereichs vor. Er fusst auf dem Verbraucherprinzip, auf
der Kostenwabhrheit, referenziert auf bereits bestehenden technologisch sinnvollen
Losungen und widerspiegelt bei den Neubauten die heutige Realitat. Eine Ver-
scharfung wird da eingefiihrt, wo sie sinnvoll und machbar ist, machbar fur Ei-
gentlimer, aber auch fiir Mieterinnen und Mieter, damit alle das aus ihrer Sicht
Tragbare fur das Klima tun. Insofern steht der Antrag FDP und Mitunterzeich-
nende auch fur eine zielorientierte und wirksame Zusammenarbeit zwischen den
Fraktionen. Vielen Dank auch dafur. Ich danke fir die Unterstiitzung unseres An-
trags.

Orlando Wyss (SVP, Duibendorf): Wie auch schon beim letzten Traktandum, wel-
ches wir behandelt haben (KR-Nr. 13/2019), spielt es eigentlich keine Rolle, was
wir heute in der Vorlage 5402 beschliessen. Dieses Ansinnen wird in der VVorlage
5614, Energiegesetz Umsetzung der MuKEnNn 2014, behandelt und eingebracht
werden. Und wie wir die parlamentarischen Mehrheiten in dieser Legislative ken-
nen, wird dieses Ansinnen ein Bestandteil dieses Gesetzes werden. Doch inhalt-
lich werde ich mich trotzdem zu diesem Geschéft dussern: War die Einzelinitia-
tive Zurrer gepragt durch eine ideologische Verblendung, bei welcher sogar eine
Mehrheit des Kantonsrates mitgemacht hat, kommt die neue Vorlage 5402 doch
einiges vernunftiger daher. Sehr wahrscheinlich haben sich die SP-Exponenten



von dem Hinweis beeinflussen lassen, dass die urspriingliche Einzelinitiative ext-
rem mieterfeindlich sei. Sogar die Alternative Liste hat aus diesen Griinden dage-
gen gestimmt. Die SP hat dazumal nicht gemerkt, dass die Mieter die Leidtragen-
den sein wirden, welche die Kosten der Abrechnungsermittlung bei bestehenden
kleinen Gebduden zu leisten hatten. Dass die SP hier schlauer geworden ist, be-
werte ich positiv. Doch die Bestimmung, Neubauten mit zentraler Wé&rmeversor-
gung jetzt ab zwei Nutzeinheiten mit Geraten zur Erfassung des individuellen
Verbrauchs fir Warmwasser auszurdisten, ist absolut unverstandlich. In diesem
Punkt geht die VVorlage sogar Uber die urspriingliche Einzelinitiative hinaus, was
weltfremd ist. Dass sich hierzu eine sogenannt biirgerliche und wirtschaftsfreund-
liche Partei als Steigbligelhalter dieses wirtschaftsfeindlichen und sozialpolitisch
heiklen Ansinnens hergibt, erstaunt mich sehr. Doch bin ich sehr dankbar, dass
man nicht in der sich anbahnenden wirtschaftlich schwierigen Lage, den Liegen-
schaftenbesitzern und deren Mietern zumutet, aus ideologischen Griinden bei be-
stehenden Gebduden Mehrkosten aufzuerlegen, welche unter keinem Aspekt Sinn
machen. Ich komme bei diesem Geschéft zu der gleichen Schlussfolgerung wie
beim vorhergehenden: Es spielt keine Rolle, wie Sie hier abstimmen. Das Anlie-
gen wird mit den grun-rot-liberalen Mehrheiten in der Kommission sowieso in
das Energiegesetz bei der Vorlage 5614 einfliessen.

Die SVP und die EDU werden dieser antiliberalen Vorlage aus wirtschaftlichen
Grunden nicht zustimmen und diese Vorlage ablehnen.

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Gebaude sind fiir 24 Prozent des CO2-Ausstosses
verantwortlich. Der CO,-Ausstoss von Gebauden wird vom Warmeverbrauch ge-
trieben, also von der Heizung und vom Warmwasser. Die Vorgaben fiir Gebdude
machen die Kantone, also kénnen wir hier etwas tun. Eigentlich misste man den-
ken, dass alle Bewohnerinnen und Bewohner von Geb&duden Interesse daran ha-
ben, egal ob es eine individuelle Heizungsabrechnung gibt oder nicht, Heiz- und
Warmwasserkosten zu senken, da man daftr bezahlt. Bekanntlicherweise hat die
Eigenverantwortung der Bevolkerung ihre Grenzen, wie wir aktuell ja auch
schmerzlich feststellen missen (Anspielung auf die teilweise ungentigend einge-
haltenen Verhaltensregeln in der Covid-19-Pandemie). Dafir gibt es im Gebau-
debereich wenigstens eine einfache Losung, eben die verbrauchsabhéngige Heiz-
kosten- und Warmwasserabrechnung, auch genannt VHKA. Diese funktioniert
namlich sehr effektiv, wie eine Studie des BfE (Bundesamt flir Energie) gezeigt
hat; sie fuhrt tatsachlich zu einer Senkung des Verbrauchs, denn, wenn selbst be-
zahlt werden muss, wird auch weniger verschwendet. Es ist daher ein gerechter
Ansatz, denn er fihrt dazu, dass jene zahlen, die auch tatsachlich verbrauchen,
man also nicht mehr denken kann, egal, etwas mehr macht nichts, die anderen
zahlen ja mit. Mit dieser VVorlage heute haben wir inhaltlich das wohl konkreteste
Geschéft in dieser Klimadebatte, das in kurzer Frist auch tatsachlich ein Gesetz
andert.

Die Klima-Allianz wird dem Antrag Franzen zustimmen. Es ist ein breiter Kom-
promiss; er flhrt dazu, dass die Warmwasserversorgung in neuen Gebduden nun
individuell abgerechnet wird, nicht erst ab fiinf Parteien, sondern grundsétzlich,



sogar schon bei zwei. Das Heizen ist allerdings bei Neubauten ausgenommen, da
diese eben einen so tiefen Energieverbrauch haben, dass die Abrechnung verhalt-
nisméssig sehr kompliziert wird. Anderseits ist es schade, weil, es hatte ein Mehr-
gewinn an Wissen gebracht, wohin die Energie hinfliesst. Aber da es kostenmas-
sig keine grossen Auswirkungen hat, ist klar, dass die Heizkosten zu tief sind.
Fir die bestehenden Gebaude gibt es nun diese Anderung, dass nun schon ab drei
Parteien bei einer Gesamterneuerung diese VHKA eingefuhrt werden muss, was
ich sehr begriisse. Dabei sind wir summa summarum bei einer Mini-EI-Zirrer
gelandet. Dafilr haben wir eine klare und einfach umsetzbare Losung, bei der si-
chergestellt ist, dass es nicht zu Hartefallen kommen kann von unverhdltnismas-
sigen Kosten bei nachtraglichen Installationen, welche dann die Mieter zahlen
miussten, weil hier eben ein zu grosses Missbrauchspotenzial vorhanden ist, wenn
es nicht noch weitere klarere Regelungen gibt. Wie schon gesagt, es handelt sich
hier um einen pragmatischen Kompromiss. Er ist ein kleiner Schritt vorwarts, aber
er ist, ehrlich gesagt, kein grosser Satz. Der Satz, der sollte mit dem neuen Ener-
giegesetz kommen respektive mit der Revision des neuen Energiegesetzes. Diese
wird die entscheidende Vorlage im Gebaudebereich sein.

Die SP wird sich auch dort dafiir einsetzen, dass der CO,-Ausstoss der Geb&dude
reduziert wird und dass dies auf sozial vertragliche Art geschieht. Herzlichen
Dank fiir die Zustimmung zum Antrag Franzen.

Ruth Ackermann (CVP, Zirich): Nach langem Ringen steht nun ein Gegenvor-
schlag indem fiir uns, fur die CVP-Fraktion, alle wichtigen Punkte aufgenommen
wurden und auch die neue Vorlage zum MuKEn bericksichtigt wurde. Zudem
wurde darin auch die geforderte Ubergangsfrist geregelt. Es wurde erkannt, dass
eine individuelle Messung des Warmwasserverbrauchs durchaus die positive Wir-
kung haben kann, dass haushalterisch mit heissem Wasser umgegangen wird. Da
immer mehr Geb&ude durch diverse Massnahmen weniger Bedarf an Heizwarme
haben und es hoffentlich in Zukunft in die gleiche Richtung weitergehen wird, ist
eine individuelle Abrechnung der Heizkosten weniger relevant und lohnt sich auf-
grund der kleinen Betrage kaum mehr. Daher sollte nur der Warmwasserver-
brauch verbrauchsabhangig verrechnet werden. Dazu missen mindestens Was-
serzéhler eingebaut werden.

Die CVP-Fraktion wird den Gegenvorschlag unterstiitzen.

Judith Stofer (AL, Zirich): Am Anfang dieser Vorlage stand die Einzelinitiative
Hans Zrrer aus Zrich, die vor einem Jahr die erste Hirde in diesem Rat genom-
men hatte und tberwiesen worden war. Die El Zlrrer verlangte, dass neue und
bestehende Geb&ude ab drei Nutzungseinheiten mit Geraten zur Erfassung von
Warmwasser- und Heizwarmeverbrauch auszustatten seien. Bis anhin bestand nur
eine Pflicht bei Geb&uden ab funf Nutzungseinheiten.

Die Umsetzung der EI Zirrer hatte zur Folge gehabt, dass viele ltere Liegen-
schaften mit solchen Geréaten hétten nachgerustet werden missen. Diese Nachrds-
tung hatte unweigerlich Auswirkungen auf die Mietzinse gehabt, das heisst, Mie-



terinnen und Mieter hatten mit einer Erhdhung der monatlichen Mietzinsen rech-
nen mussen. Es ist eine Realitat und nicht von der Hand zu weisen, dass bei Sa-
nierungen Mieterinnen und Mieter in den meisten Fallen mit einer Erh6hung der
von ihnen monatlich zu berappenden Mietzinsen rechnen mussen.

Die Energiewende ist wichtig, ohne soziale Werte ist sie aber nichts wert. Ich
beziehe mich hier auf Balthasar Glattli, Président des Mieterinnen- und Mieter-
verbands der Deutschschweiz und der neue Chef der Griinen Partei, der Anfang
Jahr eine Kolumne im PS (Wochenzeitung) mit dem knalligen Titel «Ja zur Ener-
giewende ohne Mietexplosion» geschrieben hat. In dieser Kolumne verweist er
auf eine Studie im Auftrag des Bundes aus dem Jahre 2014. Ich zitiere hier Baltha-
sar Gléattli, der wiederum aus der Studie des Bundes zitiert: «Aus Eigentiimersicht
sind energetische Sanierungsmassnahmen meist rentabel, wobei die Beitrdge
durch das Gebaudeprogramm berticksichtigt sind (konkret handelt es sich dabei
um staatliche Subventionen). Aus Mietersicht sind die auf energetische Sanierun-
gen zuriickzufiihrenden Mietzinserh6hungen in den allermeisten Fallen hoher als
die Kosteneinsparungen, die aus dem reduzierten Energieverbrauch resultieren.»
Ende Zitat des Zitats.

Die Alternative Liste hat die EI Zurrer vor einem Jahr abgelehnt, weil fur die
Mietenden kein Mehrwert resultiert, sie einzig den Preis fur die Sanierung mit
hdheren Mietzinsen bezahlt hatten und ihre Lenkungsmadglichkeiten, namlich we-
niger zu heizen und so etwas fiir die Umwelt zu tun, praktisch in vielen Féllen ins
Leere lauft. Der Wert von solchen Z&hlern in einem alten, energetisch nicht ein-
wandfreien Haus ist bei null, gleichzeitig hétten die Mietenden fur den Einbau
dieser Zahler mit hoheren Mietkosten zur Kasse gebeten werden kénnen.

Im vergangenen Jahr hat die Kommission intensiv gearbeitet und einen fir die
Alternative Liste gangbaren Kompromiss ausgearbeitet. Ich spreche vom am 23.
Juni 2020 von Barbara Franzen neu eingebrachten Antrag. Dieser ist aus unserer
Sicht verhaltnisméssig, weil solche Heiz- und Warmwasserzahler in &lteren Ge-
bauden nur bei einer Gesamterneuerung des Heizungs- und Warmwassersystems
und ab drei Nutzungseinheiten eingebaut werden missen. Hinzu kommt eine
Ubergangsfrist von drei Jahren nach Inkrafttreten der Gesetzesénderung. Durch
diese dreijahrige Ubergangsfrist gibt es genligend Luft, um eine wichtige Verord-
nungsénderung auf Bundesebene anzustossen. Ich komme nochmals auf die PS-
Kolumne mit dem richtungsweisenden Titel «Ja zur Energiewende ohne Mietex-
plosion» von Balthasar Glattli zurlick. Glattli schreibt, dass die Verordnung Gber
die Miete und Pacht von Wohn- und Gewerberdumen aus dem Jahr 1977 zu an-
dern sei. Diese legt namlich fest, dass bei Sanierungen 50 bis 70 Prozent der Kos-
ten pauschal als wertvermehrend gelten und darum auf die Mieten geschlagen
werden kénnen.

Liebe Griine, lieber Balthasar Glattli, bitte werdet in Bundesbern aktiv. Wir wol-
len Taten sehen, die auch von den vielen Mieterinnen und Mietern in diesem Land
mitgetragen werden konnen. Die Umwelt und die vielen Mieterinnen und Mieter
in diesem Land werden es euch danken. Eine Energiewende ist nur zu haben,
wenn auch soziale Aspekte zum Tragen kommen. Umweltpolitik funktioniert nur,



wenn Mieterinnen und Mieter nicht als Milchkdiihe flr energetische Sanierungen
missbraucht werden.

In diesem Sinne wird die Alternative Liste den neuen Antrag von Barbara Franzen
unterstutzen und die EI Zurrer ablehnen. Besten Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

Christian Lucek (SVP, Danikon): Erlauben Sie mir noch eine Bemerkung zum
viel gelobten Antrag Franzen. Der ist tatsachlich gut gemeint. Die Differenzierung
bezuglich der Ausrustungspflicht bei Bestandesbauten begriissen wir ganz klar.
Umso unverstandlicher ist es, weshalb die FDP jetzt im letzten Moment noch grii-
ner Gberholt und gegenuber der Einzelinitiative eine Verscharfung einfihrt bei
den Neubauten, also von drei auf zwei Nutzeinheiten. Das ist fur uns nicht nach-
vollziehbar. Es wird als grosser Kompromiss geriihmt. Offenbar wollte man die
SVP einfach nicht in diesem Kompromiss haben. Sie kénnen jetzt die Klima-Al-
lianz feiern, und die SVP als die bose Partei darstellen. Wir wurden nicht einbe-
zogen in diesen Kompromiss. Wir hatten ihn gehabt, wenn Sie ihn bei den Neu-
bauten so belassen héatten, wie es die EI Zirrer mit drei Einheiten gefordert hat.
Die Allianz ist IThnen wichtiger als ein Kompromiss innerhalb der Kommission.
Wir zimmern nun etwas im Energiegesetz zusammen, das ohnehin in der Kom-
missionsberatung steht, und wir auch dort so verankert héatten kénnen. Ich danke
Ihnen.

Regierungsrat Martin Neukom: Diese individuelle Heizkostenabrechnung dient
der Anregung, Energie zu sparen, das heisst, jeder, der eine Wohnung hat, sieht,
wie viel Energie er verbraucht, also die Abrechnung erfolgt individuell. Eben es
soll ein Anreiz sein, Energie zu sparen. Das funktioniert grundséatzlich auch.
Wenn man das analysiert, merkt man, dass diejenigen, die eine individuelle Heiz-
kostenabrechnung erhalten, im Schnitt ein bisschen weniger Energie verbrauchen;
das liegt im Prozentbereich. Es ist nicht die Welt, aber immerhin ein bisschen.
Die Einzelinitiative forderte die Pflicht, nachzuristen. Ich habe in der ersten Le-
sung dringend davon abgeraten, es so einzufuhren, weil es im Vollzug sehr
schwierig geworden wére und auch sehr aufwendig. Das Geschaft kam dann
nochmals zurtick in die Kommission. Jetzt liegt ein Kompromissantrag vor, der
relativ breit abgestitzt ist. Der Kompromissantrag will ein Verzicht bei Neubau-
ten. Das ist grundsétzlich sinnvoll, weil, Neubauten sind energetisch so gut, dass
diese Temperaturdifferenzen nicht mehr so einfach messbar sind. Und bei Neu-
bauten ist der Energieverbrauch auch derart niedrig, dass sich diese Messungen
nicht mehr wirklich lohnen. Bei Warmwasser soll neu bereits ab zwei Einheiten
gemessen werden. Das ist in Ordnung, weil, auch beim Warmwasser ist es beson-
ders sinnvoll, weil da die Unterschiede besonders gross sind. Bei den Temperatu-
ren in der Wohnung ist der Unterschied ein bisschen weniger gross als beim Ver-
brauch von Warmwasser.

Grundsétzlich — und das ist eigentlich der wichtigste Punkt — missen mit dem
Kompromissantrag die Messgerate flr die Heizkostenabrechnung nur noch nach-
gerustet werden, wenn das gesamte Heizsystem erneuert wird. Dadurch wird diese
Regelung vollziehbar. Das war bei der alten Regelung nicht der Fall. Naturlich ist



das eine leichte Abschwachung gegeniber der EI Zirrer. Dieser Antrag ist sinn-
voll, er ist verhaltnismassig und vor allem vollziehbar. Danke vielmals, dass es zu
diesem Kompromiss gekommen ist. Unterstiitzen Sie bitte diesen Antrag. Besten
Dank.

Abstimmung § 9
Der Kantonsrat beschliesst mit 126 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) dem
Antrag Barbara Franzen zuzustimmen.

Ubergangsbestimmungen

Alex Gantner (FDP, Maur), Prasident der KEVU: Die EI Ziirrer hat wahrlich eine
Odyssee hinter sich. Ich glaube auch namens der KEVU kann ich als Président
der Kommission sagen, wir sind alle froh, dass wir nun die VVorlage in einer formal
richtigen Form haben. Einerseits die eigentliche Ablehnung der EI, weil es einen
Antrag flr einen Gegenvorschlag gibt. Und dieser ist nun auch versehen mit einer
Ubergangsfrist. Das war namlich der Auftrag, den die KEVU von der Redakti-
onskommission erhalten hat mit Schreiben vom 17. Juni 2019 nach der ersten Le-
sung im Kantonsrat vom 27. Mai 2019. Ich zitiere unseren Auftrag: «Die Redak-
tionskommission hat festgestellt, dass zu dem gednderten Gesetzesbestimmungen
Ubergangsbestimmungen fehlen, was bei einer Umsetzung der neuen Norm zu
massiven Problemen fuhren wirde. Im Sinne von Paragraf 57a Absatz 2 des Ge-
schaftsreglements Kantonsrat setzt die Redaktionskommission daher ihr Behand-
lung aus und bittet die KEVU um Klarung der Frage der Ubergangsbestimmun-
gen. Zudem regt die Kommission an, das Geschéft in die fur die Einzelinitiative
formell Ubliche Beschlussform zu bringen, um eine formell korrekte Lesung im
Rat zu ermdglichen.» Die KEVU hat umgehend Beratungen aufgenommen be-
ztiglich der formal richtigen Form und auch der Ubergangsfristen. Wir haben
ebenfalls Beratungen gehabt beziiglich materieller Anderungen, sind dort aber zu
keiner Beschlussfassung gekommen.

Der Beschluss der KEVU beziglich der Ubergangsbestimmungen ist datiert mit
16. Dezember 2019 und lautet wie folgt: «Bestehende Geb&ude und Geb&ude-
gruppen mit zentraler Warmeversorgung fur mindestens drei Nutzeinheiten sind
innert funf Jahren nach Inkrafttreten dieser Gesetzesanderung gemass Paragraf 9
Absatz 1 auszuriisten.» Die Begriindung ist, die Kommission flr Energie, Verkehr
und Umwelt wurde von der Redaktionskommission aufgefordert, die gedanderten
Gesetzesbestimmungen mit Ubergangsbestimmungen zu versehen, um bei einer
Umsetzung der neuen Norm keine massiven Probleme zu bekommen. Ich habe
daher meinen Auftrag namens der KEVU erfullt. Die KEVU kann diesen Antrag
heute nicht zurlickziehen, da es keinen entsprechenden Beschluss gibt. Ich stelle
aber auch fest, dass diese Ubergangsbestimmung sich jetzt auf etwas bezieht, das
es nicht mehr gibt, weil eben der Antrag Franzen obsiegt hat. Besten Dank.

Abstimmung zu den Ubergangsbestimmungen



Der Kantonsrat beschliesst mit 124 : 40 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), den
Ubergangsbestimmungen von Barbara Franzen zuzustimmen.

Ratsprasident Roman Schmid: Somit ist die VVorlage materiell durchberaten. Das
Geschéft geht an die Redaktionskommission zur dritten Lesung, in der materielle
Anderungen ausgeschlossen sind gemass Paragraf 191 Kantonsratsgesetz. Die
Redaktionslesung findet in etwa vier Wochen statt, das heisst nach den Sommer-
ferien. Dann befinden wir auch tber Teil A und Il und I11.

Das Geschéft ist fur heute erledigt.



	4. Initiative zur Änderung des Energiegesetzes
	Antrag der Redaktionskommission vom 11. Dezember 2019
	Vorlage 5402b


